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Sehr geehrter Herr Professor Kelber,

mit ihrem Schreiben vom 20. April 2020 beanstanden Sie, dass das Bundesamt für

Verfassungsschutz (BfV) Anfragen anderer Bundesministerien bearbeitet, die diese

stellen, um auszuschließen, dass Extremisten staatliche Leistungen missbräuchlich in

Anspruch nehmen. Nach Ihrer Auffassung erfordert die dazu erfolgende Datenverar-

beitung des BfV eine spezielle gesetzliche Regelung, die allgemeinen Datenverarbei-

tungsbefugnisse des BfV besäßen nicht die notwendige spezifische Normqualität, es

fehle eine hinreichende gesetzliche Grundlage.

Diese Auffassung teile ich nicht, die Beanstandung halte ich für unbegründet.

Vorab möchte ich klarstellen, dass Datenverarbeitungen anderer Ministerien nicht Ge-

genstand unserer Erörterungen und auch nicht Gegenstand einer an das BMI adres-

sierten Beanstandung sein können. Das schließt die von Ihnen angesprochenen pflicht-

gemäßen Amtsermittlungen anderer Ressorts ein, einschließlich der dazu erfolgenden

Anfrage an das BfV.

Ferner weise ich vorab darauf hin, dass eine Beanstandung einen konkreten Verstoß

oder Mangel voraussetzt, also auf ein konkretes Verwaltungshandeln bezogen sein
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muss. Etwaige konkrete Datenverarbeitungen benennen Sie in Ihrer Beanstandung in-

des nicht. Dieser Mangel inhaltlicher Bestimmtheit wird besonders deutlich, wenn Sie

als unzulässige Datenverarbeitung rügen ,,die Übermittlung von personenbezogenen

Daten seitens des BfV an die Bundesministerien, soweit die Voraussetzungen des
§ 19 Abs. 1 S. 2 BVerfSchG nicht vorliegen" (S. 6). Hierzu bezeichnen Sie in Ihrer

Beanstandung indes keine konkreten Obermittlungen personenbezogener Daten, die

ich prüfen und auf die ich eingehen könnte. Eine abstrakte Blankett-Beanstandung von

,,Datenverarbeitungen, soweit ein Verstoß vorliegt", ist nicht möglich.

Soweit ihre Beanstandung auf bestimmte Datenverarbeitungsvorgänge beziehbar ist,

teile ich nicht ihre Auffassung, dass diesen die gesetzliche Grundlage fehlt. Die von

Ihnen ausdrücklich angesprochene ,,Entgegennahme" von Anfragen der Ministerien

durch das BfV hat ihre Grundlage in der allgemeinen Verwaltungsaufgabe des BfV.

Sofern damit eine Verarbeitung personenbezogener Daten verbunden sein sollte,

ergibt sich die Befugnis hierzu aus § 8 Absatz 1 Satz 1 BVerfSchG. In der Verwaltungs-

zusammenarbeit ist eine Vorprüfung von Anfragen anderer Behörden vor ,,Entgegen-

nahme" weder rechtlich veranlasst noch sachlich geboten (typischerweise auch nicht

praktikabel), vielmehr prüft die Behörde erst auf Grundlage der Anfrage ihre Zuständig-
keit und nötigenfalls weitere Gesichtspunkte, nach denen eine sachliche Bearbeitung

unterbleibt. Prüft das BfV ein für Schutzzwecke des § 1 Absatz 1 BVerfSchG gestelltes

Obermittlungsersuchen inhaltlich, nimmt es mit der verbundenen Datenverarbeitung

eine eigene Aufgabé wahr, denn die Verfassungsschutzaufgabe erschöpft sich nicht

darin, Informationen gewissermaßen als Selbstzweck zu sammeln, sondern sie soll re-

levante Informationen - nach Maßgabe der eingeräumten Befugnisse - für den Schutz-

zweck verfügbar machen. Die Verarbeitungsschranke des § 17 Absatz 1 BVerfSchG

wird vorliegend beachtet.

Wie bereits im Schreiben vom 06. November 2019 mitgeteilt, halte auch ich für vor-
zugswürdig, dass die Anfragen bereits von den anfragenden Stellen so präzise gestellt

werden, dass dazu keine Büroabklärung durch das BfV mehr zu veranlassen ist. Hie-

rum sind anfragende Ressorts zwischenzeitlich ausdrücklich gebeten worden. Die in

der Vergangenheit erfolgten Abklärungen aus allgemein zugänglichen Quellen dienten

im Kern der Qualitätssicherung der Antwort zur Vermeidung von Fehlauskünften und

damit wesentlich auch Belangen des Datenschutzes. Zu beanstanden ist dies nicht.

Die Nutzung des NADIS erfolgt naturgemäß unter Beschränkung auf die dort unter Be-

achtung des § 10 Absatz 1 BVerfSchG gespeicherten Daten, somit ohne Weiteres im

Rahmen dieser Befugnis. Ich habe keine Erkenntnisse, dass das BfV personenbezo-
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gene Daten in Beantwortung der Anfrage übermittelt, ohne dass dazu die Vorausset-

zungen des § 19 Absatz 1 Satz 2 BVerfSchG vorliegen. Dies ist auch nicht anzuneh-

men, da die Amtsermittlung des anfragenden Ressorts ausschließen soll, dass es -

unwissentlich - extremistische Bestrebungen fördert, und dem ebenso die Mitteilung

des BfV dient, wenn verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse vorliegen. Sie haben in

Ihrer Beanstandung auch keinen konkreten Obermittlungssachverhalt bezeichnet, in

dem thres Erachtens die Übermittlungsvoraussetzungen nicht vorgelegen hätten. Inso-

weit nehme ich ergänzend auf meinen Eingangshinweis Bezug.

Die von Ihnen beanstandete Speicherung von Daten im Vorgangsbearbeitungssystem
Domus des BfV dient der gebotenen aktenkundigen Dokumentation des Verwaltungs-

handelns und bleibt damit in jedem Fall im Rahmen des § 8 Absatz 1 Satz 1 auch in

Verbindung mit § 13 Absatz 4 BVerfSchG. Solche Dokumentation bezweckt und sichert

im Übrigen effektive Verwaltungskontrolle (auch durch Sie). Die Aktenmäßigkeit ist ein

Kernprinzip rechtsstaatlicher Verwaltung. Es überrascht, dass Sie dies beanstanden.

Ebenfalls nicht teilen kann ich Ihre Auffassung, die bezeichneten Befugnisnormen,

seien mangels ,,spezifischer Normqualität" keine hinreichende gesetzliche Ermächti-
gungsgrundlage. Da Sie dies ergebnishaft postulieren, ist mir eine nähere Auseinan-

dersetzung mit womöglich zugrundeliegenden Erwägungen nicht möglich. Ich be-

schränke mich insoweit auf folgende Hinweise:

Die bezeichneten Normen sind gleichermaßen nach Normzweck wie Wortlaut anwend-

bar. Gegenständlich sind dabei keine Intensiveingriffe wie etwa der Einsatz besonderer

nachrichtendienstlicher Mittel. Wo die Nutzung von Informationen aus vorausgegange-

nen Intensiveingriffen in Rede steht, werden selbstverständlich die jeweiligen bereichs-
spezifischen Zweckbindungen beachtet. Die allgemeine Datenverarbeitung für Zwecke

des Verfassungsschutzes ist geradezu Kerninhalt der allgemeinen Verarbeitungsbe-

fugnisse des Bundesverfassungsschutzgestzes. Konkretisierende Sonderregelungen

sind dazu von Verfassung wegen nicht nötig. Dieselben Verarbeitungsbefugnisse gel-

ten bei Anfragen von Behörden mit weitreichenden Eingriffsbefugnissen (etwa Polizei-

oder Strafverfolgungsbehörden) und werden dazu alltäglich - mit Ihrer Kenntnis und
von Ihnen unbeanstandet - angewendet. Der maßgebliche gesetzliche Filter für emp-

fängerseitige Folgeverwendungen ist die Übermittlungsregelung. Zu § 19 Absatz 1
Satz 2 BVerfSchG bezweifeln Sie indes bereits nicht die Anwendbarkeit, sondern set-

zen sie umgekehrt voraus, indem Sie Obermittlungen beanstanden, ,,soweit die Vo-
raussetzungen des § 19 Abs. 1 S. 2 BVerfSchG nicht vorliegen". Obermittlungen erfol-

gen im von Ihnen diskutierten Verfahren ausschließlich zum Schutz herausragender

Rechtsgüter, nämlich zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.
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Eine inhaltliche Übermittlung von dem BfV vorliegenden Erkenntnissen an das anfra-

gende Ressort erfolgt nicht; vielmehr beschränkt sich die Beantwortung der Anfrage

auf die Feststellung, ob verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse vorliegen oder nicht.

Die folgende Verwaltungsentscheidung des Empfängers hat keinen Eingriffsgehalt,

sondern staatliche Leistungsgewährung zum Gegenstand, die ihrerseits nicht verfas-

sungsinduziert ist. In diese Entscheidung geht sachgerecht ein, dass verfassungs-

schutzrelevante Erkenntnisse vorliegen. Die staatliche Förderung verfassungsfeindli-

cher Bestrebungen ist kein Anliegen wehrhafter Demokratie.

Mit fre chen Grüßen

Hans-Georg Engelke


